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Volksgesetzgebung in Brandenburg -
Ein Bundesland auf dem Weg in eine andere Republik? 
Eine Zwischenbilanz nach 10 Jahren 

Markus Vette 

Mit der Verabschiedung der Landesverfassung von Bran­
denburg durch den Volksentscheid am 14,06,1992 und 
Inkrafttreten am 20.08.1992 ging ei n Z.T. erbitterter 
Streit um das Verhältnis dieser Landesverfassung zum 
Grundgesetz zu Ende, in dessen Verlauf die Brandenbur­
ger Landesverfassung als Weg in eine andere Republik 
11 1 bezeichnet wurde. Zu den Besonderheiten der Lan­
desverfassung Brandenburgs gehört u. a., dass ver­
gleichsweise geringe Quoren flir die in der Verfassung 
verankerten Volksgesetzgebungsschritte 121 festgelegt 
wurden . Es wurde die Beflirchtung in den Raum gestellt , 
Volksgesetzgebungsschritte würden unter diesen Bedin­
gungen zu einer Ersetzung der repriisentativen parla­
mentarischen Demokratie durch Formen direkter Demo­
kratie flihren. 
Hat sich die se inerze it in der Verfassungsdebatte pro­
phezeite inflationäre Benutzung dieses Gesetzgebungs­
weges - vor allem dUI'Ch kleine aktive Minderheiten -
bewahrheitet? 
Zur Mitte der dritten Wahlperiode des Landesparla­
ments, d. h. 10 Jahre nach der Bildung des Bundeslan­
des, so ll ei ne Zwischenbi lanz gezogen werden. 

1. Erste Wahlperiode 1990-1994 

In der ersten Wahlperiode gab es sieben Initiativen, die 
dem Landtagspräsidenten i. S. ei ner Volksinitiative über­
geben wurden. In zwei Fä llen war das Mindestquorum 
nicht erreicht, sechs der sieben Initiativen betrafen die 
Kreisgebietsreform in den Jahren 1992 und 1993. Wäh­
rend loka len bzw. regio nalen Interessen im Zuge der 
Kreisgebietsreform schlussend lich punktuell entspro­
chen wurde, bleiben die Volksiniticltiven zur grundsätz­
li chen Übertragung der Kreisgebietsreform "an das Volk" 
bzw. der Kreisstadtentscheidung grundSätzlich durch 
den Kreistag ohne Erfolg. Bemerkenswert ist, dass die­
se Reform in Brandenburg zügig und zugunsten des füh­
renden Regierungspartners verlaufen ist, während Ge­
bietsreformen in den westlichen Bundesländern hii ufig 
längere Zeiträu me in Anspruch nahmen und zu einer 
tendenziellen Schwiichung der die Reform vorantre iben­
den Regierung fiihrten. 
Die siebente in der ersten Wahlperiode begonnene 
Volksinitiative richtete sich gegen den vorgesehenen 
Havelausbau, das Verkehrsprojekt 17 "Deutsche Ein­
heit". Nahezu die Hälfte der dafiir 1994 von den Ini tia­
toren gesa mmelten 36.000 Unterschriften wurden als 
ni cht zul äss ig beanstandet, sodass das Quorum von 
20.000 Unterschriften nicht erreicht wurde. 

194 

2. Zweite Wahlperiode 1994-1999 

Das Themenspektrum der Volksinitiativen in der zwei­
ten Wahlperiode war im Vergleich zur ersten Wahlperi­
ode dagegen deutlich breiter. 

Die o. g. im Juli 1994 nicht erfo lgreiche Volksinitiative 
gegen den Havelausbau legte im August 1995 erneut 
Unterschriftslisten vor. Diesmal wurde das Quorum si­
cher erreicht. Der Landtag lehnte die Volksinitiative am 
13. 12. 1995 ab. Vom April bis August 1996 li ef daraufllin 
der zweite Sch ritt der Brandenburger Volksgesetzge­
bung, das Volksbegehren, und erbrachte 58.306 gü ltige 
Ein tragungen. Das Quorum von 80 .000 Eintragungen 
wurde jedoch nicht erre icht . 

Eine Volksinitiative des Mieterbundes zur Schaffung so­
zia ler und rechtlicher Voraussetzungen bei der Überlei­
tung in das Vergleichsmietensystem erreichte das Quo­
rum ohne nennenswerte Probleme, der Landtag ent­
sprach dem Anliegen, indem die Landesregierung auf 
ein e entsprechende Einwirku ngsweise im Bundesrat 
durch Landtagsbeschluss festgelegt wurde . 

Ein Gesetz zur Förderu ng von Musikschulen im Land 
Brandenburg wurde durch eine Volksinitiative 1996 un­
terstützt, ein ausformulierter Gesetzentwurfwurde vor­
gelegt. Auch in diesem Falle wurde das Quorum erreicht, 
das Parlament lehnte das Anliegen jedoch ab . Der Antrag 
auf Volksbegehren wurde nach zwei Monaten zurückge­
zogen. Erreicht wurde die Fortschreibung der Förderung 
der Musikschulen durch das Land fiir den Zeitraum der 
zweiten Wahlperiode, d. h. bis 1999, auf dem Niveau von 
1996. 

Eine Volksinitiative betraf di e Abwasse rproblematik, 
sie agierte "für soz ialvert räg li che Wasser- und Ab­
wasserp re ise" . Die Initiative brachte 21.133 mängel­
freie Unterschriften. Die Unterzeichner wollten, dass 
sich das Parlament speziell in der zwe iten Wah lperiode 
wiederholt mit der juristischen und wirtschaft li chen Si­
tuation und Entwi cklung im Abwasserbereich befasste. 
Es kam zu Protestmärschen zum Deutschen Bundestag 
nach Berli n, zur Europäischen Kommission nach Brüs­
sei und zu einem Hungerstreik im Landtagswahlkampf 
1999. Im Sommer 2000 gab es in der Gemeinde Briese­
lang eine n Hungerstreik gegen den gegenüber einer 
dezentra len Lösung fünffach teureren Zwangsan­
schlu ss. 131 
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Eine Vo lks ini tiative "für ein Gesetz zur Förderung der 
jugendarbeit undjugendsozialarbeit" erreichte nicht die 
Mindestanza hl miinge lh'e ier Un terschriften. 
Bemerkenswert erscheint indes, dass die im Vo lksge­
setzgebungsgesetz vorgesehene mögliche Herabsetzung 
der Altersgrenze zur Beteiligung an der Volksinitiative von 
18 auf 16 jahre auch durch Beschluss im Hauptausschuss 
ermöglicht wurde, wobei all e im Parlament vertretenen 
Parteien (SPD , CDU , POS) diesem Schritt zustimmten. 

Im April 1997 wurde die Volksinitiative gegen den Trans­
rapid vorstellig, das Quorum wurde erreicht , der Landtag 
lehnte das Anliegen indes ab . Im darauffolgenden Volks­
begehren wurden 69.570 gültige Eintragungen erreicht, 
al so erneut weniger als die erforderli chen 80.000 Eintra­
gungen. Während beim Volksbegehren gegen den Havel­
ausbau eine deutliche Konzentration der Eintragungen auf 
die betroffenen kreisfi'eien Städte Potsdam und Branden­
burg sowie auf den Landkreis Potsdam-Mi ttelmark auszu­
machen war [41. waren beim Volksbegehren gegen den 
Transrapid deutlich mehr Eintragungen aus den nicht di­
rekt betroffenen, d. h. also nicht unmittelbar an der ge­
planten Strecke li egend en Kreisen festzustellen. 

Im Sommer 1998 brachte eine Volksinitiative gegen den 
Ausbau des Flughafens Berlin-Schönefeld zum Großflu g­
hafen Berlin-Brandenburg- International 24.000 Unter­
schriften ein. Der La ndtag lehnte diese Vo rlage ab und 
beauftragte di e Landesregierung, sich im Bundesrat für 
Verbesserungen im Lärm- und Gesundheitsschu tz einzu­
se tzen. 

Vor Ablau f der zweiten Wahlperi ode wurde der Landtag 
mit einer Volksinitiative von etwa 200.000 Unterschrif~ 

ten "gegen di e zunehmend e Benachteiligung der ost­
deutschen Bevölkerung in der med izinischen Betreuung 
und Verso rgung" konfront ie rt. Der Land eswahll eite r 
femd vo n 67.700 un te rsuchten Unterschriften 47.977 
ohne Mänge l, cl. h. das Quorum wurde erfüll t. Zum Ge­
genstand , dem Ri sikostrukturausgleich für die Finanz­
aussta ttung des Gesundheitswesens im Osten Deutsch­
lands, wurde die La ndesregierung zur Fortsetzung ihres 
Engagements aufgefordert . 

3. DriHe Wahlperiode, ab 1999 

Mi t dem Programm der se it 1999 neuen Regierung, de­
ren Zustandekommen - durch Wahrnehmung des Wahl­
rechtes - se lbst als Ausdruck des Wählerwillens zu ve r­
stehen ist, gibt es gegenüber den vorigen Wahlperi oden 
bemerkenswerte Ve ränderunge n festzu halten: Erstes 
Bezugsdokument ist hi erft.ir die Koali t ionsvereinbarung 
der die Regierung tragenden Parteien bzw. ihrer Fraktio­
nen. Prägend sind daft.ir di e beabsichtigten Veränderun­
gen in den Bereichen der Kinderbetreuung, der Forst­
reform und nicht zuletzt der Gemeindegebietsreform. 

Im Ki ta-Bereich wurden Reform- und Sparabs ichten dar­
aufori entiert, einen bis dahin ohne Bedingungen gelten­
den, d. h. nicht konditionierten Rechtsanspruch auf ei­
nen Ki ta- Pl atz kün fti g durch ein en kondi tio ni e rte n 
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Rechtsanspruch zu ersetzen: Wenn etwa (Lir die Arbeits­
aufnahme de r Mutter eine Kinderbetreuung erfo rderli ch 
wird, so muss die Betreuung auch rea li siert werden. Mi t 
dieser Ve ränderung beim Rechtsanspruch auf einen Kita­
Platz werden Ve rhältni sse geschaffen, di e näher an den 
Bedingungen anderer Bundesliinder li egen. Kita-E rziehe­
rinnen und Lehrer protestierten gegen diese poli t ischen 
Absichten. Es wurden zwar 152.000 Unte rschri fte n [5) 
gegen das Vo rhaben gesammelt , das Landesparl ament 
stimmte jedoch den von der Reg ierung vo rgesehenen 
Änderungen zu . 

Eine weite re Strukturve ränderung im Land wurde durch 
die beabsichtigte Fo rst reform in Angri ff ge nomm en. 
Etwa 10 j ahre nach Gründung des Bundeslandes wurde 
eingeräumt, dass die staatliche Forstverwaltung als Erbe 
aus der DDR-Zeit mi t immer noch gut 3.000 Mitarbeitern 
stark überbesetzt se i und deshalb bis 2010 halbiert wer­
den so ll e [6). So so ll di e staatli che Forstverwaltung ab 
2002 in eine Anstalt öffentlichen Rechts umgewandelt 
werden, die eigene wirtschaftli che Anstrengungen zu 
unternehmen hat. Dagegen werden Überl egungen, ein 
Eintri ttsge ld in den Wald zu ve rl angen, das vom Koa li ­
t ionspartner mit 100M "bemessen" wurde, se itens des 
Ministers ve rworfen. Die Zahl der Walda rbeiter so ll um 
600 redu ziert we rd en. In Zusa mm enhang mi t di ese r 
beabsichtigten Forstreform wurden 140.000 Unterschrif­
ten gegen die Reform an den Landtag übergeben [7). Die 
In itiatoren kündigten an, sich der Reformabsicht mi t al­
len Mitteln zu widersetzen, wobei sie Verfass ungsklage 
und Volksini tiative nannten. 

Eine dri tte das gesamte Land Brandenburg betreffende 
Reform ste ll t di e Gemeind egebi etsreform dar, di e im 
Koalitionsvertrag aufgenommen ist . Nach der Bildung 
des Landes 1990 und der Kreisgebiets reform 1993, bei 
der die bis dahin 38 Landkreise und 6 kreisfreien Stiid­
te in 14 Landkreise und 4 kreisfi'eie Städte umgewandelt 
wurden, setzte der 2. Landtag eine Enquete-Ko mmissi­
on zur Gemeind egebietsrefo rm e in , die im April 1999 
einen Bericht vorlegte. Diesem entnimmt man die Grund­
tend enz, kl eine Gemeinden in größeren Gemeind en, 
sogenannten Amtsgemeinden, zusammenzufassen. Da­
bei orientierte man sich an Rh einland-Pfa lz, wobei ein 
voll ständiger Vergleich den Hinweis ge bi etet, dass di e 
dortigen kleinen Ortsgemeinden gegenüber der überge­
ordneten Verbandsgemeinde (denen in Brandenburg die 
Amtsgemeinde entsprechen so ll) ihre Kompetenzen um­
fa ngreich wahrnehmen, wohl auch dank des bü rger­
schaftli chen Engagements. Der Bericht der Enquete­
kommission Gemeindegebietsrefo rm, de ren Zusammen­
setzung dem Stärkeverhältnis im zweiten Brandenbur­
ger Landtag entsprach, ist mi tt lerwei le selbst Gegen­
stand ve rwa ltungswissenschaftli cher Untersuchungen 
[8 ). Da in der zweiten Wahlperiode die Reform selbst 
nicht in Angriff genommen wurde , bleibt deren Thema­
tisierung ft.ir die dri tte Wahlperiode . Der Regierungs­
wechsel von 1999 führte dabei zu durchaus zu di ffe ren­
zierenden Positionsveränderungen bei den Koa li t ions­
partnern. Mit der Vorl age von Leitlin ien des Innenmini­
ste rs und deren Billigung du rch das Kabinett Anfang juli 
2000 wurde ein Zeitp lan ski zziert, nach dem einer "Frei-
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willigkeitsphase" von 18 Monate n gesetz li ch vorge­
schri ebene Ge meind estrukturveränd erunge n folgen 
so llten mi t dem Zie l, im Land Brandenburg größe re 
Gemeinden zu schaffen, Durch einen Bürgermeister, der 
angibt insbesondere die kleinen Gemeinden ZlI vertre­
ten, wurde di esem Vorgehen entgege ngetreten und 
9.000 Unterschrifte n gegen das Vorhaben gesa mmelt. 
Zwa r ist das Quorum Kir eine Volksinitiative damit er­
sichtlich nicht erreicht, jedoch hat sich in diese m Kon­
text ein "Gemeindetag Brandenburg" konstituiert, der 
die Interessen der kleinen Gemeinden vertreten will. 

4. Nutzt die Opposition diese Reformen zur 
Wahrnehmung ihrer Integrationsfunktion? 

In di ese n drei wesentlichen, die Struktur des Landes 
(und se ines Haushaltes) betreffe nden Reformvorhclben 
sind neben der Regierungskoalition di e parlamentari­
sche Opposition und/oder die nichtparlamentarischen 
Kräfte in ihrer Willensbildung und Willensartikulation ZlI 
erfassen: 
Kita- Reform und Forstreform werden von der POS abge­
lehnt, di e Ge meinderefo rm wird in Grund züge n mit­
getragen. Der Vollst~indigkeit halber wird vermerkt, dass 
die DVU alle Reformen ablehnt. 
Gegenüber der nichtparlamentarischen Willens bildung 
gibt es so mit grundsätz li ch di e Möglichkeit, dass di e 
Opposition ihre Integrationsfunktion wahrnimmt, indem 
sie diese Positionen aufgreift bzw. vertritt . 
Nützt das der Opposition? 
Freilich gehört es auch grund s~i t z li ch ZlIr poli t ischen 
Praxis in den östlichen Bundesländern, dass durch di e 
Wahrnehmung der Integrati onsfunktion der Oppositi­
onsparteien nicht die Mitgli edschaft in diesen Parteien 
wächst, allenfalls entste hen Wahl präfere nze n, mehr 
noch resulti eren daraus wohl EnWiuschung bei den Bür­
ge rn und Wahlenthaltung. 

5. Kann man also von einem "Missbrauch 
der Volksgesetzgebung" ernsthaft sprechen? 

Vom Verf~lhren und von der Tragweite her sind Volks­
initiative und Volksbegehren zum Land es musikschul­
gesetz von diesen Reformvorhaben zu unterscheiden, 
ni cht dagegen vom Resultat her: Eine Volksinitiative fLir 
ein Landesmusikschulgesetz 19] erreichte 1996 und er­
neut 1999 110] sicher das in Brandenburg erfo rderli che 
Quorum von 20.000 Unterschriften. Erstmals wurde -
wie oben ausgeführt - dabei dem Parlament ein Gesetz­
entwurf vorgelegt, was bei anderen Volksinitiativen 
nicht der Fa ll war 1I I] . Nachdem der Landtag auch die­
ses Anliegen ablehnte, wurde das Volksbegehren, wei­
ches vom März bis Juli 2000 stattfand, beantragt. Im Ge­
gensatz ZlI den Volksbegehren aus der zweiten Wahlpe­
ri ode, die im Fa ll e des Transrapids und des Havelausbaus 
Tei le des Lcll1des, ni cht dagegen das ganze Land betra­
fen, schienen mit der beabsichtigten Land esgesetz­
regelung deutli ch bessere VoraussetZlIngen für ein er­
fo lgreiches Volksbegehren gegeben. Der massive Wider­
stand der Landkreise gegen eine gesetzliche Festschrei-
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bung flihrte jedoch ZlI einer Pilralysierung der Akteure 
in zah lre ichen Musiksch ul einri chtungen, sodass eine 
flächendeckend hinre ichende 11 2] Unterschriftener­
filssung ni cht erfolgte . Wie in elen Volksbegehren ZlIvor 
erwies sich auch in di esem Fall der Aufwand, "im Amt 
se ine Unterschrift zu leiste n", als erhebli ch. (Bei der 
Vo lksinitiative genügte es, die Unterschrift "aufder Str­
asse zu leisten".) HinZlI k,lm, dc1SS die Landesregierung 
ze itgleich im Som mer 2000 einen Gesetzentwurfvo rl eg­
te mit dem Ansp ruch, das Anli egen in wichtigen Teilen 
aufgenommen zu haben. 

6. Zusammenfassung 

In jeder Wahlperi ode ist ein anderer Charakte r der Volks­
gesetzgebungsschritte festZlIstelIen: In der ersten Wahl­
periode betrafen Volksgesetzgebungsschritte im we­
sentlichen die Kreisgebiets refo rm , in der zweiten Wahl­
periode war ein Spektrum von verschiedenen Themen 
Gegensta nd von Volksinitiativen. Bis auf das Anliegen 
des Mieterverbandes hat sich das Landesparlament kei­
nes der Themen der (außerparlamentarisch initii erten) 
Volksgesetzgebung ZlIeigen gemacht. In der ersten Hä lf­
te der dri tten Wahlperiode erfolgte die nichtpa rlamen­
tarische Willensbildung und Willensartikulation gegen 
wesentliche Reformvorhaben e iner großen Koalition. 
Die Gegner di eser in Brandenburg in diesem Si nne eher 
nachzuarbeitenden Reformen agieren nicht einmal vor­
rangig durch Inanspruchnahme der gesetz li ch vo rge­
schri ebenen Instrumenta ri en der Volksgesetzgebung, 
die in Branden burg besonders häufig Anwendung fin­
den: Man erstellt Unterschriftensammlungen und gibt 
di ese als Petition an das Landesparlament oder das zu­
ständige Regierungsmitglied. Dem Anliegen der Antrag­
ste ll er dürfte auf diesem Wege substanziell jedoch eben­
so wenig entsprochen werden. 
Die parl amenta ri sche Opposition kann durch die Arti ­
kulation dieser ni chtparl amentar ischen Positionen 
nicht unmittelbar profit ieren, neben dem Wandel von 
Wahlpräferenzen gewi nnt die Partei der Nichtwähler an 
Zuspruch. 
Falls sich also bei der Verabschiedung der Landesver­
fassung Brandenburg 1992 mit ihren im Bundesmaßstab 
vergleichsweise ge ringe n Quoren ZlI r Volksgesetzge­
bung di e Erwartung dargeste llt haben mag, dass sich 
durch In anspruchnahme der Vo lksgesetzgebung "ein 
Sonderweg" oder "der Weg in eine andere Republik" ab­
ze ichnen würde, so bleibt festzuhalten, dass dies sicher 
nicht der Fall ist . Die Erfo lgsCJ uote von Volksgesetz­
gebungsschritten ist gering. Ein Sonderweg Brcll1den­
burgs, ga r in eine andere Repub lik, ist also nicht auszu­
machen. 

Anmerkungen 

[1 1 So der ehemal ige Oppos iti onsführer der CDU/CSU im 
Deutschen Bu nd estag, Rainer Barzel, in der Verfassu ngs­
debatte. 

[21 Vgl. Klages/Paulus: Direkte Demokrati e in Deutsch land, 
SchLiren, 1996 
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131 So beispielswe ise im ORB-Hörfu nk am 06.08.2000 und in 
den Potsd,lmer Ne ueste Nachrichten (PNN) am 08.08.2000 
berichtet. 

141 S. Auswertung durcll das LDS Brilndenburg. 

151 So di e am 13.07.2000 vo rgelegte (1 8.) Volksiniti ,ltive in 
Brandenburg. 

161 M;irkische Allge meine Ze itung (MAZ), 03.05.2000 

171 PNN,03.05.2000 

181 S. Grün ewa ld apf August 1999, Br 57. 

191 Di e mögl iche Herabsetzung des Alters zur Unterschrifts­
leistung bei der Volksiniti ative auf 16 Jahre ge mäß Volk­
absti lllillungsgesetz erfolgte in bei den Fä llen. 

1101 Am 19.07.1 999 wurden 6 1.022 Unterschriften vorgelegt, 
von 29.799 geprüften erwi esen sich 22 .525 ,i1s Illängel­
fie i. 

1IIIIn anderen Bundes ländern ist di e Vorlage ein es Gesetz­
entwurfes ein zu erflillendes Kr iterium , was flir di e Ver­
gleichbarkeit von Volksgesetzge bungsschritten zwischen 
Bundesliindern ni cht unberücksichtigt bleiben soll. 

1121 Auswertung des Landeswah ll eiters vom 10.08 .2000. 
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